
 
1 

Anlage 1 
 
 

Stellungnahmen und Behandlungsvorschläge zum 
Entwurfsbeschluss über den Bebauungsplan Nr. 1041 „Brauner Berg“ 

für das Gebiet nordwestlich der Straße Brauner Berg, nordöstlich der bestehenden 
Gewerbehallen der Firma Sauer & Sohn GmbH, südöstlich der Wohnbebauung Hecktstraße und 

südwestlich des Talraumes Prieser Lauf im Stadtteil Kiel-Pries/Friedrichsort 
 

Stellungnahmen zu Äußerungen im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 
1 BauGB in der Zeit vom 03.07.2024 bis zum 17.07.2024 sowie der frühzeitigen Beteiligung der Behör-
den und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB in der Zeit vom 05.06.2025 bis 
zum 07.07.2025 
 
 

Stellungnahmen von Behörden und Trägern öffentlicher Belange 
Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB  

Stellungnahme 

ja nein 

1. Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport - Landesplanung  X 

2. Archäologisches Landesamt  X 

3. Landeskriminalamt Schleswig-Holstein  X 

4. Deutsche Telekom Technik GmbH  X 

5. Handwerkskammer Lübeck  X 

6. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr  X 

7. Amt Dänischenhagen – Bauabteilung  X 

8. Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein  X 

9. Untere Forstbehörde Kiel, Plön, NMS  X 

10. Amt für Bauordnung, Vermessung und Geoinformation - Untere Denkmalschutzbehörde  X 

11. Stadtwerke Kiel AG  X 

12. Schleswig-Holstein Netz GmbH  X 

13. Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr  X 

14. Eigenbetrieb Beteiligungen der Landeshauptstadt Kiel ÖPNV-Aufgabenträger  X 

15. Industrie- und Handelskammer zu Kiel  X 

16. Umweltschutzamt  X  

Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit 
Beteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB 

Stellungnahme 

ja nein 

2. Unterrichtungstermin im Rahmen der Ortsbeiratssitzung Pries/Friedrichsort X  

3. Private Person A  X  

  



 
2 

Stellungnahme im Rahmen der Beteiligung  
gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB Behandlungsvorschlag der Verwaltung 

 
 

1 Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport - Landesplanung, 
Stellungnahme vom 10.06.2025 

Mit Schreiben vom 05.06.2025 informieren Sie über die 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 1041 der Lan-
deshauptstadt Kiel. Ziel der Planung ist die Festset-
zung von einem Gewerbegebiet nordwestlich der 
Straße „Brauner Berg“. Konkret sollen durch die Bau-
leitplanung die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
zur Erweiterung eines bestehenden Betriebs in Form 
von zwei weiteren Lagerhallen geschaffen werden. Die 
Planung entwickelt sich aus dem Flächennutzungs-
plan.  
Aus Sicht der Landesplanung nehme ich zu der Bau-
leitplanung wie folgt Stellung:  
Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der 
Raumordnung ergeben sich aus der am 17.12.2021 in 
Kraft getretenen Landesverordnung über den Landes-
entwicklungsplan Schleswig-Holstein – Fortschreibung 
2021 vom 25.11.2021 (LEP- VO 2021, GVOBl. Schl.-H. 
S. 1409), geändert durch die Verordnung vom 5. Feb-
ruar 2025 (GVOBl. Schl.-H., 2025/28), dem Regional-
plan für den Planungsraum III (Amtsbl. Schl.-H. 2001, 
Seite 49) sowie dem 2. Entwurf der Neuaufstellung des 
Regionalplans für den Planungsraum II (Amtsbl. Schl.-
H. 2025/152).  
Die Stadt Kiel gehört als Oberzentrum zu den Sied-
lungsschwerpunkten des Landes Schleswig-Holstein. 
Der Plangeltungsbereich befindet sich nach den Fest-
legungen des Regionalplans III innerhalb der Sied-
lungsachsenabgrenzung und innerhalb des baulich zu-
sammenhängenden Siedlungsgebietes.  
Nach Ziffer 3.1.1 Abs. 1 LEP-VO 2021 sind die Ober-
zentren Versorgungs-, Wirtschafts-, Arbeitsmarkt-, Wis-
senschafts-, und Kulturzentren von überregionaler und 
landesweiter Bedeutung. In diesen Funktionen sind sie 
zu stärken und weiterzuentwickeln.  
Die planungsrechtlichen Festsetzungen zur Steuerung 
der Einzelhandelsentwicklung im GE-Gebiet entspre-
chen der Intention von Kapitel 3.10 Ziffer 7 der Fort-
schreibung 2021 des LEP.  
Aus Sicht der Landesplanung bestehen gegenüber der 
Planung keine Bedenken. Insbesondere wird bestätigt, 
dass der Planung keine Ziele der Raumordnung entge-
genstehen.  
Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die Erforder-
nisse der Raumordnung und greift damit einer pla-
nungsrechtlichen Prüfung des Bauleitplanes nicht vor. 
Eine Aussage über die Förderungswürdigkeit einzelner 
Maßnahmen ist mit dieser landesplanerischen Stel-
lungnahme nicht verbunden.  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Es werden keine Bedenken hervorgebracht. Für das 
weitere Verfahren ergibt sich hieraus kein weiterer 
Handlungsbedarf. 
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Archäologisches Landesamt, 
Stellungnahme vom 05.06.2025 

Wir können zurzeit keine Auswirkungen auf archäologi-
sche Kulturdenkmale gem. § 2 Abs. 2 DSchG SH 2015 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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Stellungnahme im Rahmen der Beteiligung  
gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB Behandlungsvorschlag der Verwaltung 

 
 

durch die Umsetzung der vorliegenden Planung fest-
stellen. Daher haben wir keine Bedenken und stimmen 
den vorliegenden Planunterlagen zu.  
Darüber hinaus verweisen wir auf § 15 DSchG SH: 
Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies un-
verzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der 
oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Ver-
pflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den 
Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des 
Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem der 
Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der 
Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund ge-
führt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Ver-
pflichteten befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Ver-
pflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fund-
stätte in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es 
ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von 
Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt 
spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mit-
teilung.  
Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, 
sondern auch dingliche Zeugnisse wie Veränderungen 
und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffen-
heit.  
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.  

Es werden keine Bedenken hervorgebracht. Für das 
weitere Verfahren ergibt sich hieraus kein weiterer 
Handlungsbedarf. 

 
 
 

3 
Landeskriminalamt Schleswig-Holstein, 

Stellungnahme vom 06.06.2025 

In der o. a. Gemeinde/Stadt sind Kampfmittel nicht 
auszuschließen. 
Vor Beginn von Tiefbaumaßnahmen wie z. B. Baugru-
ben/Kanalisation/Gas/Wasser/Strom und Straßenbau 
ist die o. a. Fläche/Trasse gem. Kampfmittelverord-
nung des Landes Schleswig-Holstein auf Kampfmittel 
untersuchen zu lassen. 
Die Untersuchung wird auf Antrag durch das  
Landeskriminalamt Dezernat 33, Sachgebiet 331 
Mühlenweg 166 
24116 Kiel  
durchgeführt. 
Bitte weisen Sie die Bauträger darauf hin, dass sie sich 
frühzeitig mit dem Kampfmittelräumdienst in Verbin-
dung setzen sollten, damit Sondier- und Räummaß-
nahmen in die Baumaßnahmen einbezogen werden 
können.  
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Der Hinweis zur Kontaktaufnahme mit dem Kampf-
mittelräumdienst wird an den Bauträger weitergege-
ben. 

 
 

4 Deutsche Telekom Technik GmbH, 
Stellungnahme vom 06.06.2025 

Wir bedanken uns für die Zusendung der Unterlagen.  
Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Tele-
kom genannt) - als Netzeigentümerin und 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Der Hinweis zur Anforderung der aktuellen Bestands-
pläne wird an den Bauträger weitergegeben.  
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Stellungnahme im Rahmen der Beteiligung  
gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB Behandlungsvorschlag der Verwaltung 

 
 

Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die 
Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und be-
vollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesiche-
rung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter 
entgegenzunehmen und dementsprechend die erfor-
derlichen Stellungnahmen abzugeben.  
Gegen die o.a. Planung haben wir grundsätzlich keine 
Bedenken, bitten aber zu berücksichtigen, dass in dem 
Plangebiet Telekommunikationskabel verlegt sind.  
Wir weisen daher daraufhin, dass die bauausführen-
den Tiefbaufirmen/Personen sich vor Beginn von Bau-
maßnahmen bei unserer offiziellen Planauskunft die 
aktuellen Bestandspläne anfordern und sich bei Arbei-
ten in der Nähe von Telekommunikationsanlagen an 
die einschlägigen Bestimmungen halten müssen (z. B. 
Kabelschutzanweisung).  
Nur so kann vermieden werden, dass Tiefbaufirmen 
oder (Privat-) Personen bei einer Beschädigung unse-
rer Anlagen zum Schadensersatz herangezogen wer-
den.  
Die aktuellen Pläne können über die nachfolgend auf-
geführte Adresse  
Zentrale Planauskunft: 
E-Mail: planauskunft.nordost@telekom.de Tel.: 0431 / 
145 - 8888 
Fax: 0391 / 580 225 405  
angefordert werden. 
Sofern neue Gebäude an das Telekommunikationsnetz 
der Telekom angeschlossen werden sollen, muss sich 
der Bauherr frühzeitig (mind. 6 Monate vor Baubeginn) 
mit unserem Bauherrenservice unter der Rufnummer 
Klaus Reichert | 6. Juni 2025 | Seite 2  
0800/3301903 oder über das Kontaktformular im Inter-
net unter der Adresse: https://www.tele-
kom.de/hilfe/bauherren in Verbindung setzen.  
 
Anhang 1: Plangebiet Telekommunikationskabel 

 
 

5 Handwerkskammer Lübeck, 
Stellungnahme vom 10.06.2025 

Vielen Dank für die zur Verfügung gestellten Unterla-
gen.  
Wir haben die Pläne eingesehen. Anregungen und Be-
denken werden nicht vorgebracht.  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es werden keine Bedenken hervorgebracht. Für das 
weitere Verfahren ergibt sich hieraus kein weiterer 
Handlungsbedarf. 

 
 

6 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, 
Stellungnahme vom 16.06.2025 

Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und 
Rechtslage werden Verteidigungsbelange nicht beein-
trächtigt. Es bestehen daher zum angegebenen Vorha-
ben seitens der Bundeswehr als Träger öffentlicher Be-
lange keine Einwände. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es werden keine Bedenken hervorgebracht. Für das 
weitere Verfahren ergibt sich hieraus kein weiterer 
Handlungsbedarf. 
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Stellungnahme im Rahmen der Beteiligung  
gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB Behandlungsvorschlag der Verwaltung 

 
 
 
 

7 Amt Dänischenhagen – Bauabteilung, 
Stellungnahme vom 17.06.2025 

Hiermit möchte ich Ihnen die Stellungnahmen der Kie-
ler Nachbargemeinden Strande und Dänischenhagen 
des Amtes Dänischenhagen im Zuge der Behördenbe-
teiligung zum Bebauungsplan Nr. 1041 der LHS Kiel 
übermitteln: 
Stellungnahme Dänischenhagen: „Die Gemeinde Däni-
schenhagen äußert keine Anregungen und Bedenken.“ 
Stellungnahme Strande: „Die Gemeinde Strande äu-
ßert keine Anregungen und Bedenken.“ 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es werden keine Bedenken hervorgebracht. Für das 
weitere Verfahren ergibt sich hieraus kein weiterer 
Handlungsbedarf. 

 
 

8 
Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein, 

Stellungnahme vom 17.06.2025 

Aus unserer Sicht bestehen zu der o.a. Bauleitplanung 
keine Bedenken bzw. Änderungswünsche. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es werden keine Bedenken hervorgebracht. Für das 
weitere Verfahren ergibt sich hieraus kein weiterer 
Handlungsbedarf. 

 
 

9 
Untere Forstbehörde Kiel, Plön, NMS, 

Stellungnahme vom 20.06.2025 

Die Belange der Forstbehörde sind von der Aufstellung 
des Bebauungsplans Nr. 1041 nicht betroffen. Es be-
findet sich kein Wald gem. § 2 (1) Satz 1+2 LWaldG in-
nerhalb des Plangebietes und im Bereich von 30 m an-
grenzend zum Plangebiet. Bei den Waldgehölzen im 
Bereich des Plangebietes handelt es sich gemäß § 2 
(1) Satz 3 Nr. 1. um in der Flur oder im bebauten Be-
reich gelegene kleinere Flächen, die nur mit einzelnen 
Baumgruppen, Baumreihen oder Hecken bestockt 
sind. 
Einen Lageplan mit Waldkartierung des (weit) östlich 
gelegenen Waldbereichs füge ich bei. 
 
Anhang 1: Lageplan mit Waldkartierung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es werden keine Bedenken hervorgebracht. Für das 
weitere Verfahren ergibt sich hieraus kein weiterer 
Handlungsbedarf. 

 
 

10 
Amt für Bauordnung, Vermessung und Geoinformation - Untere Denkmalschutzbe-

hörde, 
Stellungnahme vom 23.06.2025 

In dem dargestellten Bereich des B-Plans Nr. 1041 
Brauner Berg befinden sich nach heutigem Kenntnis-
stand keine Kulturdenkmale, es liegt auch kein archäo-
logisches Interessengebiet vor. Denkmalrechtliche Be-
lange werden somit nicht berührt. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es werden keine Bedenken hervorgebracht. Für das 
weitere Verfahren ergibt sich hieraus kein weiterer 
Handlungsbedarf. 
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11 
Stadtwerke Kiel AG, 

Stellungnahme vom 26.06.2025 

Den oben aufgeführten Bebauungsplan Nr. 1041 
„Brauner Berg“ der Landeshauptstadt Kiel haben die 
Stadtwerke Kiel AG sowie die Fachbereiche der 
SWKiel Netz GmbH hinsichtlich der stadtwerkeseitigen 
Versorgungsleitungen und -anlagen geprüft und neh-
men wie folgt Stellung:  
Es bestehen grundsätzlich keine Bedenken, unsere 
Stellungnahme TNA / wi / 6409 / vom 29.04.2024 hat 
weiterhin Bestand.  
Hinweis zu 4.2.3 Sonstige Ver- und Entsorgung in der 
Begründung zum Abschnitt Löschwasser: 
Das Trinkwasserversorgungsnetz der Stadtwerke Kiel 
AG ist auf eine hygienisch einwandfreie Trinkwasser-
versorgung dimensioniert. Im Notfall können jedoch die 
vorhandenen Hydranten – im Rahmen der jeweiligen 
Kapazitäten des Trinkwasserversorgungsnetzes - zur 
Wasserentnahme für Löschwasser genutzt werden, un-
ter Einhaltung des DVGW- Arbeitsblattes W-405. 
Auch weisen wir auf das Gesetz über den Brandschutz 
und die Hilfeleistungen der Feuerwehren (Brandschutz-
gesetz - BrSchG) § 2 hin.  
Der Brandschutz gehört zu den Pflichtaufgaben der 
Landeshauptstadt Kiel. Geforderte Löschwassermen-
gen aufgrund der baulichen Nutzung sind mit dem zu-
ständigen Amt der Landeshauptstadt Kiel abzustim-
men. Die Stadtwerke Kiel AG können auf Anfrage die 
möglichen Entnahmemengen aus dem öffentlichen 
(Trink-) Wasserversorgungsnetz ermitteln.  
Neu- oder Umbauten sind zusätzlich zum B-Planver-
fahren, durch Anfragen mit Leistungswerten beim Netz-
betreiber (projektinfo@stadtwerke-kiel.de) mindestens 
8 Monate vor dem geplanten Baubeginn anzumelden.  
Für weitere Fragen stehen wir Ihnen gerne zur 
Verfügung. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es werden keine Bedenken hervorgebracht. Für das 
weitere Verfahren ergibt sich hieraus kein weiterer 
Handlungsbedarf. 

 
 

 

12 
Schleswig-Holstein Netz GmbH, 
Stellungnahme vom 01.07.2025 

Wir haben Ihr Schreiben vom 06. Juni 2025 zur Kennt-
nis genommen. Aufgrund Ihrer Anfrage teilen wir Ihnen 
mit, dass in dem o.g. Bereich keine Versorgungsleitun-
gen der Schleswig-Holstein Netz GmbH vorhanden 
sind. Strom- und Gasnetzbetreiber sind die Stadtwerke 
Kiel. 
Unsererseits bestehen keine Bedenken bzgl. des B-
Plans 1041. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es werden keine Bedenken hervorgebracht. Für das 
weitere Verfahren ergibt sich hieraus kein weiterer 
Handlungsbedarf. 

 
 

13 
Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr, 

Stellungnahme vom 03.07.2025 

Die Unterlagen zur o.a. Bauleitplanung, werden mit der 
Bitte um Abgabe der Stellungnahme mit anliegendem 
Schreiben der Stadt Kiel vom 05.06.2025 überreicht. 
Seitens des LBV-SH wird folgendes bemerkt: 
Gegen die o. a. Bauleitplanung bestehen in straßen-
baulicher und verkehrlicher Hinsicht keine Bedenken. 
Straßen des überörtlichen Verkehrs, die in der 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Der Hinweis zur Abstimmung mit der Baustellenkoor-
dinierung des LBV.SH wird an den Bauträger weiter-
gegeben. 
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Verwaltung des LBV-SH liegen werden von der o. a. 
Bauleitplanung nicht betroffen.  
Hinweis von der Stabstelle Baustellenkoordinierung: 
Damit sich die Anbindung des Bebauungsgebietes 
an/über das klassifizierte Straßennetz und Material-
transporte für die Erschließung des Bebauungsgebie-
tes nicht mit Baumaßnahmen des LBV.SH überschnei-
den, sind die Arbeiten zur Erschließung des Bebau-
ungsgebietes im Vorwege mit der Baustellenkoordinie-
rung des LBV-SH abzustimmen. 
Die Abstimmung mit der Baustellenkoordinierung des 
LBV.SH hat über das Funktionspostfach baustellenko-
ordinierung@lbv-sh.landsh.de zu erfolgen.  
 
Anlagen: 
Schreiben der Stadt Kiel vom 05.06.2025 
Anhand der großen Datenmenge sind die Planunterla-
gen im Internet unter 
https://cloud.de/s/zBXorrmW3pKaPsN 
mit dem Passwort: Ao9RKzMlw2z2 
einsehbar. 
 
 
 

14 
Eigenbetrieb Beteiligungen der Landeshauptstadt Kiel ÖPNV-Aufgabenträger, 

Stellungnahme vom 07.07.2025 

Vielen Dank für die Beteiligung und die Gelegenheit, 
eine Stellungnahme abzugeben. Wir halten das Plan-
gebiet mit dem bestehenden umgebenden ÖPNV für 
ausreichend erschlossen und haben keine weiteren 
Hinweise oder Einwände. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es werden keine Bedenken hervorgebracht. Für das 
weitere Verfahren ergibt sich hieraus kein weiterer 
Handlungsbedarf. 

 
 

15 
Industrie- und Handelskammer zu Kiel, 

Stellungnahme vom 07.07.2025 

Wir bedanken uns für die Einbindung in das Beteili-
gungsverfahren und die damit verbundene Möglichkeit, 
eine Stellungnahme zur Wahrung der Interessen der 
gewerblichen Wirtschaft abzugeben. 
Wir begrüßen die aufgeführten Ziele und Planungen 
des Bebauungsplans Nr. 1041 der Stadt Kiel und ha-
ben keine Anmerkungen oder Hinweise. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es werden keine Bedenken hervorgebracht. Für das 
weitere Verfahren ergibt sich hieraus kein weiterer 
Handlungsbedarf. 

 
 

16 
Umweltschutzamt, 

Stellungnahme vom 14.07.2025 

Stellungnahme der unteren Wasserbehörde (18.1.1)  
Die Anmerkungen aus der Ämterbeteiligung aus 
05/2024 wurden nicht beachtet. Es sind die gleichen 
Anforderungen zwingend einzuhalten und zu korrigie-
ren: 
A-RW 1-Nachweis:  
Es handelt sich um das gleiche Dokument aus dem 
Vorjahr. Dieses ist unbedingt wie folgt zu überarbeiten: 
3 Bewertung der Wasserhaushaltsbilanz  
S. 10, S. 11 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Der A-RW 1 Nachweis und das Entwässerungskon-
zept wurden gänzlich neu aufgesetzt und mit der un-
teren Wasserbehörde abgestimmt. Alle in der Stel-
lungnahme angeführten Änderungen wurden einge-
arbeitet. 
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Die herangezogenen Flächen im A-RW 1-Nachweis 
müssen auch den tatsächlich baulich festgelegten Flä-
chen entsprechen (Gehweg, Verkehrsweg, Stellplätze, 
Gründach). Es sind nochmals Abstimmungen mit der 
unteren Wasserbehörde erforderlich hinsichtlich der 
Einstufung in den Fall 2 bzw. weiterer Maßnahmen. 

5 Regenwasserbewirtschaftung 
5.1 Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regen-
wasser  
Nach DWA-A 102-2 fallen die Flächen des Bebauungs-
plans in die Kategorie V2 mit der Belastungskategorie 
II. Dies führt zu einer stofflichen Belastung des Nieder-
schlagswassers, welche eine Vorbehandlung vor Versi-
ckerung voraussetzt.  
Die aktuelle Aussage in 5.1 steht im Widerspruch mit 
der Zusammenfassung. Das sollte korrigiert werden.  
 
5.2 bis 5.4: Bemessung der Versickerungsanlage, 
Grundwasser-Aufhöhung, Überflutungsnachweis  
Es sind hier immer die KOSTRA-DWD 2020 Regen-
spenden zu verwenden. Die Bemessung der Rigole ist 
neu zu rechnen.  

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Der A-RW 1 Nachweis und das Entwässerungskon-
zept wurden gänzlich neu aufgesetzt und mit der un-
teren Wasserbehörde abgestimmt. Alle in der Stel-
lungnahme angeführten Änderungen wurden einge-
arbeitet. 

Begründung:  
 
4.2.2 Entwässerungskonzept Oberflächenentwässe-
rung:  

• „Die Zuordnung des Bebauungsgebietes Brau-
ner Berg in den milderen Fall 2 „deutliche 
Schädigung des naturnahen Wasserhaushal-
tes“ würde nur erreicht, wenn insbesondere bei 
der Versiegelungsart der Verkehrsfläche der 
Flächentyp „Wassergebundene Deckschicht" 
zugeordnet wird und von einer intensiven 
Dachbegrünung (> 15 cm Substratschicht) 
flankiert wird.“ (S.28)  
Siehe Stellungnahme oben unter dem Punkt 3 
(S. 10, S. 11 des Gutachten A-RW 1-Nach- 
weis): Die Zuordnung von dem Fall 3 in Fall 2 
kann durch weitere Maßnahmen erfolgen. Die 
Berechnung ist noch einmal durchzuführen mit 
den korrekten Flächenanteilen, wie diese in 
der Festsetzung gem. § 9 BauGB und 
BauNVO bestimmt sind.  

• „Auch eine Erhöhung der Verdunstungsrate ist 
nur bedingt möglich.“ (S.28) 
Hierfür gäbe es weitere Möglichkeiten. Es sind 
nochmals Abstimmungen mit der unteren Was-
serbehörde erforderlich.  

• „Das anfallende Regenwasser soll daher im 
Plangebiet über in tiefere Bodenschichten ein- 
gebrachte Rigolenelemente versickert werden, 
die ein Speichervolumen von ca. 392 m3 und 
eine Länge von 65 m aufweisen sollen.“ (S. 28)  
Siehe Stellungnahme oben unter dem Punkt 
5.2 bis 5.4 (Gutachten A-RW 1-Nachweis).  

• „Da die geplanten Anlagen ausschließlich das 
anfallende Oberflächenwasser des Gewerbe-
gebietes aufnehmen und versickern lassen, 
sind sie als Nebenanlagen einzustufen, ...“ (S. 
28)  

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Der A-RW 1 Nachweis und das Entwässerungskon-
zept wurden gänzlich neu aufgesetzt und mit der un-
teren Wasserbehörde abgestimmt. Alle in der Stel-
lungnahme angeführten Änderungen wurden einge-
arbeitet und anschließend in die Begründung des Be-
bauungsplanes übertragen. 
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Die Versickerungsanlage kann nicht in die ge-
schützte Grünfläche gelegt werden. Außer- 
dem fehlt hier ein Lageplan mit Darstellung der 
Versickerungsanlage im Planungsgebiet.  

Außerdem sind folgende ergänzende Anmerkungen zu 
beachten und zu korrigieren: Planbegründung, Teil B 
Umweltbericht + GOF:  
Der genannte A-RW 1-Nachweis ist wie oben aufge-
führt zu überarbeiten. Die Prognose bei Nicht-
durchführung der Planung (s. Umweltbericht – Schutz-
gut „Wasser“) ist anhand des neu aufzustellenden A-
RW 1-Nachweis neu zu bewerten.  

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Der A-RW 1 Nachweis und das Entwässerungskon-
zept wurden gänzlich neu aufgesetzt, anschließend 
mit der unteren Wasserbehörde abgestimmt sowie in 
den GOF und Umweltbericht eingearbeitet. 

Planbegründung, Teil B Umweltbericht  
5.4 Schutzgut „Wasser" 
Maßnahmen zu Vermeidung, Verringerung und Aus-
gleich  
• „Die Regenwasserbewirtschaftung sieht eine gedros-

selte Ableitung in das öffentliche Kanalnetz vor.“  
Die Ableitung in die öffentliche Kanalisation ist in den 
A-RW 1-Nachweis miteinzubeziehen.  
Ansprechpartnerin: Charlotte Schmidt, Tel.3791  

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Der A-RW 1 Nachweis und das Entwässerungskon-
zept wurden gänzlich neu aufgesetzt und mit der un-
teren Wasserbehörde abgestimmt. Alle in der Stel-
lungnahme angeführten Änderungen wurden einge-
arbeitet. 

Stellungnahme der unteren Bodenschutzbehörde 
(18.1.2)  
Aus Sicht des nachsorgenden Bodenschutzes beste-
hen gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 
1041 „Brauner Berg“ keine Bedenken, da innerhalb 
des Plangebietes keine bzw. keine bebauungsplanrele-
vanten Altlasten (Altstandorte, Altablagerungen), sons-
tige Kontaminationen oder entsprechende Verdachts-
flächen vorhanden sind.  
Gleichwohl ist hinsichtlich des vorsorgenden Boden-
schutzes in der Begründung zum Bebauungsplan unter 
dem Kapitel „Bodenschutz“ und im Plan zusätzlich zu 
den Hinweisen zum Umgang mit Bodenaushub zwin-
gend festzuhalten, dass das gesamte Bauvorhaben im 
Planvollzug (Planung, Ausschreibung, Durchführung) 
durch einen geeigneten Sachverständigen bodenkund-
lich zu begleiten ist (bodenkundliche Baubegleitung 
(BBB) nach DIN 19639).  
Die Hinweise zum Bodenschutz sind folgendermaßen 
umzuformulieren: 
 
Bodenkundliche Baubegleitung: 
Vor Baubeginn ist ein baubegleitender Bodenschutz 
(BBB nach DIN 19639) einzuschalten. Die BBB erar-
beitet insbesondere ein Bodenschutzkonzept (Planung, 
Ausschreibung, Durchführung) und kontrolliert sowie 
dokumentiert in der Bauphase die vollumfängliche Ein-
haltung der Maßnahmen des Bodenschutzkonzeptes.  
 
Bodenschutz: 
Bei den Erdarbeiten anfallender, unbelasteter Bo-
denaushub, insbesondere Mutterboden, ist in nutzba-
rem Zustand zu erhalten und an Ort und Stelle wieder 
zu verwerten oder einer Wiederverwendung zuzufüh-
ren.  
Ansprechpartner*in: Peter Kaufhold Tel. 3735  

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Die Hinweise zum Bodenschutz werden entspre-
chend dem Vorschlag in der Stellungnahme ange-
passt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde 
(18.2.1) 
Aus Sicht der unteren Naturschutzbehörde (UNB) ist 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Die Begründung wird entsprechend angepasst. 
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zur Begründung zum Bebauungsplan 1041 Folgendes 
anzumerken:  

• Eine Aktualisierung der Begründung zum B-
Plan unter Berücksichtigung der bereits erteil-
ten Befreiung vom Biotopschutz für einen Al-
leebaum und den festgesetzten Ersatzpflan-
zungen ist bisher nicht erfolgt (S. 25).  

 

• Unterpunkt 4.3.6 „Einfahrtsbereich sowie Be-
reiche ohne Ein-und Ausfahrten“, S. 41: Die 
maximale Breite der neuen Zufahrt beträgt 7 
m. Dies entspricht den Auflagen der natur-
schutzrechtlichen Befreiung vom Alleebaum-
schutz. Dies ist auf Seite 41 zu korrigieren. 
Ferner entfallen nicht zwei geschützte Allee-
bäume, sondern einer. Dies ist ebenfalls zu 
korrigieren.  

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Die Begründung wird entsprechend angepasst. 
 

• Unterpunkt 4.3.8 „Private Grünflächen“, S. 42: 
Die zum Erhalt festgesetzten Knicks können 
nicht als Knickschutzfläche bezeichnet werden, 
da ansonsten Missverständnisse im Hinblick 
auf den Schutzstatus (besonderer Bio-
topschutz) entstehen. Die Bezeichnung muss 
„Fläche zum Erhalt von Hecken, Bäumen und 
Sträuchern“ lauten. 
Heckenpflanzungen im Kronentraufbereich 
(Krone zzgl. 1,50 m) der Alleebäume stellen 
ein Verbot gemäß des Biotopschutzes dar und 
werden daher seitens der unteren Naturschutz-
behörde abgelehnt.  

• Die untere Naturschutzbehörde hält eine nach-
richtliche Darstellung der Alleebäume an der 
südlichen Grundstücksgrenze auch weiterhin 
für dringend erforderlich, um sicherzustellen, 
dass ausreichende Schutzvorkehrungen für die 
Alleebäume getroffen werden.  

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Der entwidmete Knick wird als „Fläche zum Erhalt 
von Hecken, Bäumen und Sträuchern“ sowie zusätz-
lich als zu erhaltenes Gehölz festgesetzt. Unterhalb 
der Festsetzungen wird eine private Grünfläche mit 
der Zweckbestimmung „Gehölzstreifen“ festgesetzt.  
Die Festsetzung zu Anpflanzung von Hecken im Kro-
nentraufbereich der Allee wurde aus dem GOF sowie 
dem Bebauungsplan herausgenommen. 
Die Kronen der Alleebäume in der Straße Am Brau-
nen Berg werden als Darstellung ohne Normcharak-
ter in die Planzeichnung aufgenommen. 

• Unterpunkt 4.3.9 „Anpflanzung und Erhalt von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-
zungen“, ab S. 43: 
Anpflanzungen: 
In die Festsetzung zu den 4 Ersatzbäumen ist 
auch aufzunehmen, dass Bäume mit einen 
Kronenansatz mit einer Höhe von mindestens 
2,5 m anzupflanzen sind. Die Baumpflanzgru-
ben müssen mindestens 36 m3 durchwurzelba-
ren Raum vorsehen. 
Heckenpflanzungen im Kronentraufbereich 
(Krone zzgl. 1,50 m) der Alleebäume stellen 
ein Verbot gemäß dem Biotopschutz (§ 30 
BNatSchG) dar und werden daher seitens der 
unteren Naturschutzbehörde abgelehnt.  
Für die Dachbegrünung sollte die Substra-
thöhe auf mindestens 12 cm festgesetzt wer-
den. Der Abstand zur Photovoltaikanlage muss 
mindestens 30 cm zur Dachbegrünung betra-
gen, damit auch Blühpflanzen und Gräser 
wachsen können. Für die Dachbegrünung ist 
eine Saatgutmischung mit Blumen 50% und 50 
% Gräser (z.B. von Rieger-Hoffmann Nr. 18) 
zu verwenden. Diese Forderung wurde bereits 
in der Ämterstellungnahme formuliert und nicht 
übernommen.  
In der Begründung wird darauf verwiesen, 
dass verpflichtende Vorgaben in den 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Die Festsetzungen werden entsprechend überarbei-
tet. Dabei werden insbesondere die Anforderungen 
an Ersatzbaumpflanzungen, der Ausschluss von 
Pflanzungen im Kronentraufbereich der Alleebäume 
sowie die fachgerechte Ausführung der Dachbegrü-
nung konkretisiert.  
Hinsichtlich der Baumpflanzgruben wird die Zahl von 
20 m3 auf 24 m3 erhöht. 24 m3 gelten als Mindestfor-
derung für mittelgroße Stadtbäume und werden da-
her auch hier angesetzt.  
Die Planunterlagen werden entsprechend angepasst.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird auf die Erstellung eines städtebaulichen Ver-
trages verzichtet. Entsprechende Regelungen 
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städtebaulichen Verträgen geregelt werden. 
Nach dem jetzigen Kenntnisstand der UNB 
wird es keine diesbezüglichen Verträge geben. 
Daher sind alle Verpflichtungen in den textli-
chen Festsetzungen der B-Planes zu berück-
sichtigen.  
Erhaltung: 
Maßnahmen zum Baumschutz (Überhälter, Al-
leebäume) müssen über die Festsetzungen 
des B-Plans 1041 erfolgen, da es keinen städ-
tebaulichen Vertrag geben wird. Die Ausfüh-
rungen zum Knickabschnitt, der bereits durch 
bauliche Anlagen geschädigt wurde und nun 
nicht mehr in den Schutz gemäß § 30 
BNatSchG i.V. mit § 21 LNatSchG fällt, ist 
nicht nachvollziehbar. Durch eine Schädigung 
eines Knicks erlischt nicht der Biotopschutz, es 
liegt hier anscheinend eine unerlaubte Schädi-
gung eines Biotops vor. Dieser Sachverhalt ist 
zu klären.  

werden daher entweder als Festsetzung oder Hin-
weis in den Bebauungsplan aufgenommen.  
 
 
 
 
Die Maßnahmen zum Baumschutz wurden als Fest-
setzung in den Bebauungsplan übernommen. Zu-
sätzlich wurden Hinweise aufgenommen. 
 
Der Knick wird auf einer Länge von 140 m entwidmet 
und im Verhältnis 1:1 planextern ausgeglichen. Der 
entwidmete Knick wird als zu erhaltendes Gehölz im 
Bebauungsplan festgesetzt. 

• Punkt 4.5 „Eingriff und Ausgleich“, S. 68: 
Die Ausführungen zur Flächenbilanz müssen 
an die voraussichtlichen erforderlichen Ände-
rungen im GOF angepasst werden. Die Aner-
kennung der geplanten Aufwertung des Grün-
landes kann nur erfolgen, wenn bis zum Sat-
zungsbeschluss des B-Plans eine grundbuchli-
che Sicherung mit der Nennung des Zielbio-
tops, der Pflege und dem Monitoring sowie 
dem dauerhaften Erhalt erfolgt.  

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Die Ausführungen zur Flächenbilanz werden analog 
zu den Änderungen im GOF angepasst. 
Es wurden bereits vertragliche Vereinbarungen zwi-
schen dem Vorhabenträger und dem Ökokonto-Be-
treiber getroffen. 

• Punkt 5.3 „Ergebnisse der Umweltprüfung“, S. 
70  
Schutzgut Tiere und Pflanzen, biologische 
Vielfalt, Schutzgebiet 
Es darf nur ein Alleebaum für die Herstellung 
der Grundstückszufahrt gefällt werden.  

Der Stellungnahme wird bereits gefolgt. 
Die Begründung beschreibt den Sachverhalt bereits 
richtig: „Kein Verlust von geschützten flächigen Bio-
topen, jedoch Verlust von 2 geschützten Einzelbäu-
men, einer der geschützten Ahorn-Allee zugehörig.“ 
Eine Anpassung der Begründung ist daher nicht not-
wendig. 

Anmerkungen zum Grünordnerischen Fachbeitrag 
Stand 11.04.2025:  
Kapitel 2 „Bestand und Bewertung“, ab S. 13  
Unterpunkt 2.1.1 „Biotoptypen / Biotope“, S. 13: 
Die Ausführungen zum Grünland im ersten Absatz sind 
widersprüchlich. Es gibt „mäßig artenreiches“ Wirt-
schaftsgrünland und relativ mageres und artenreichen 
Grünland. Welches Grünland ist in die Bilanzierung 
eingeflossen?  
Im Absatz zu der Baumbestandsaufnahme wird für die 
Alleebäume eine Erhaltungsempfehlung ausgespro-
chen. Da es sich bei der Allee um ein Biotop gemäß § 
30 BNatSchG i.V. mit § 21 Abs. 1, Nr. 3 LNatSchG 
handelt, ist deren Beseitigung verboten, Die Allee-
bäume sind zwangsweise zu erhalten, daher ist hier 
keine Erhaltungsempfehlung auszusprechen.  

 
 
 
Der Stellungnahme wird gefolgt.  
Im GOF wird ausgeführt, dass es sich um ein GYy 
handelt, welches in einer relativ artenreichen Ausprä-
gung vorliegt, den höherwertigen Status jedoch nicht 
erreicht. Die Formulierung wird im GOF angepasst.  
 
Der Stellungnahme wird gefolgt.  
Die in der Baumbestandsaufnahme erhaltene Formu-
lierung einer „Erhaltungsempfehlung“ für die Allee-
bäume wird zur rechtlichen Klarstellung angepasst. 
 

 

Kapitel 3 „Darstellung des geplanten Vorhabens“, S. 29  
Die Ausführungen zur Erschließung des Plangebietes 
sind dahingehend zu konkretisieren, dass die Herstel-
lung einer Zufahrt in einer maximalen Breite von 7 m 
zulässig ist und weitere Zufahrten ausgeschlossen 
sind.  

Der Stellungnahme wird gefolgt.  
Die Ausführungen in Kapitel 3 „Darstellung des ge-
planten Vorhabens“ werden zur Klarstellung der vor-
gesehenen Erschließung konkretisiert. Der GOF wird 
entsprechend angepasst.  
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Unterpunkt 3.1.5 „Schutzgut Arten und Lebensgemein-
schaften“, S. 31  
Im zweiten Absatz ist darzustellen, dass der Spitzahorn 
(Alleebaum) bereits gefällt wurde.  

Der Stellungnahme wird gefolgt.  
Im GOF wird ergänzt, dass der betroffene Spitzahorn 
als Alleebaum bereits gefällt wurde.   

Unterpunkt 3.1.6 „Artenschutzrechtliche Prüfung“, S. 
32 
Konfliktanalyse Brutvögel: 
Hier schon die Möglichkeit einer Abweichung von den 
Bauzeitfenstern vorzusehen, führt artenschutzrechtlich 
und –fachlich zu einer Entwertung der ernst zu neh-
menden Vorgaben zum Artenschutz. Sollte ein solcher 
Sonderfall eintreten, ist einzelfallbezogen zu entschei-
den.  

Der Stellungnahme wir teilweise gefolgt.  
Die Formulierung wird dahingehend präzisiert, dass 
sie sich ausdrücklich ausschließlich auf die Baufeld-
dämmung der Fläche, insbesondere das Abschieben 
der Grasnarbe, bezieht. Sie ist als Handlungsanwei-
sung für den konkreten Einzelfall zu verstehen. Zur 
besseren Nachvollziehbarkeit wird dieser Bezug 
deutlicher herausgestellt. Die Regelung trägt den Er-
fahrungen im Umgang mit vergleichbaren Bauvorha-
ben Rechnung und dient der sachgerechten Berück-
sichtigung artenschutzrechtlicher Belange.  

Kapitel „Grünordnung“, ab S. 36  
Punkt 4. 2 „Maßnahmen der Grünordnung“, 
Unterpunkt 4.2.1 „Baumerhalt / Anpflanzung / Bau-
werksbegrünung, S. 37: 
Absatz „Erhalt des aus dem Biotopschutz entlassenen 
Knickabschnittes und Erhalt linearer Gehölzstrukturen 
und geschützter Bäume“: Die Ausführungen zu den 
Baumschutzmaßnahmen während der Herstellung der 
neuen Zufahrt sind um die Auflagen aus der natur-
schutzrechtlichen Befreiung vom 30.01.2024 zu ergän-
zen. 
Insgesamt ist während den Bauphasen der Alleebaum- 
und Knickschutz zu gewährleisten. Es ist zwingend 
eine ökologische Baubegleitung mit fachlichen Kennt-
nissen insbesondere zum Baumschutz festzusetzen. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Es wird ein Hinweis in den GOF sowie die Begrün-
dung des Bebauungsplans aufgenommen, dass eine 
ökologische Baubegleitung/Umweltbaubegleitung 
durchgeführt werden muss. 

Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonsti-
gen Bepflanzungen 
Schnitthecken: 
Die vorgesehene Schnitthecke nördlich der Allee wird 
seitens der UNB abgelehnt, da sie im Kronentraufbe-
reich der Alleebäume vorgesehen ist. Pflanzungen im 
Kronentraufbereich (Krone zzgl. 1,5 m) stellen einen 
Eingriff in das Biotop „Allee“ dar und sind verboten.  

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Die vorgesehenen Schnitthecke nördlich der Allee 
wird aus der Planung herausgenommen. Zur weite-
ren landschaftsgerechten Einbindung des Vorhabens 
wir stattdessen eine abschnittsweise Begrünung der 
Südfassade vorgesehen. Die Planunterlagen werden 
entsprechend angepasst. 
 

Aussagen zur Dachbegrünung: 
Für die Dachbegrünung sollte die Substrathöhe auf 
mindestens 12 cm festgesetzt werden. Der Abstand 
zur Photovoltaikanlage muss mindestens 30 cm zur 
Dachbegrünung betragen, damit auch Blühpflanzen 
und Gräser wachsen können. Für die Dachbegrünung 
ist eine Saatgutmischung mit Blumen 50% und 50 % 
Gräser (z.B. von Rieger-Hoffmann Nr. 18) zu verwen-
den. Dies Forderung wurde bereits in der Ämterstel-
lungnahme formuliert und nicht übernommen.  
 
Die Prozentangaben zum Gründachanteil von 30 % 
und 70% sind um die Mindestflächen in m2 zu ergän-
zen, da in der Bilanzierung die Anrechnung als Kom-
pensation von m2 ausgeht. 

Der Stellungnahme wird gefolgt.  
Die Aussagen zur Dachbegrünung werden entspre-
chend ergänzt.  
 
 
 
 
 
 
Der Stellungnahme wird gefolgt.  
Die Angaben zu den Gründachanteilen von 30 % 
bzw. 70 % werden um die jeweiligen Mindestflächen 
in m2 ergänzt. Die Anrechnung der Dachbegrünung 
als Kompensationsmaßnahme wird dadurch eindeu-
tig bilanzierbar. 

Unterpunkt 4.2.2 „Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft“, S. 39 
Der erste Satz ist um den „dauerhaften Erhalt“ zu 

Der Stellungnahme wird gefolgt.  
Der erste Satz in Unterpunkt 4.2.2 wird um den dau-
erhaften Erhalt der Maßnahme ergänzt. Der Aus-
gangsbiotoptyp und der Zielbiotoptyp wird jeweils mit 
den zugehörigen Wertstufen benannt.  
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ergänzen. Ferner sind der Ausgangsbiotoptyp und der 
Zielbiotoptyp mit Wertstufen zu nennen.  

Kapitel 5 Eingriff / Ausgleich (vorläufige Bilanzierung 
auf der Basis des Vorentwurfes), S. 41 
Unterpunkt Punkt 5.1.1 Minimierungsmaßnahmen, S. 
47:  
Eine Anrechnung der Aufwertung des Grünlandes im 
Rahmen der Bilanzierung zum B- Plan ist nur möglich, 
wenn vor dem Satzungsbeschluss eine grundbuchliche 
Sicherung mit einem Maßnahmen- und Pflegekonzept, 
einem Monitoring und dem dauerhaften Erhalt erfolgt. 

Der Stellungnahme wird gefolgt.  
Das Grünland wird aufgrund der maßgeblichen An-
forderungen nicht in die Flächenbilanzierung einge-
stellt. Der erforderliche Ausgleich erfolgt über ein an-
erkanntes Ökokonto. Die Fläche bleibt zugleich als 
Beitrag zur Minimierung bzw. zum Ausgleich des Ein-
griffs in das Landschaftsbild erhalten. Durch ergän-
zende Pflanzen und Ansaaten wird die zusätzlich 
ökologisch und landschaftsgestalterisch aufgewertet.  

Punkt 5.2 „Zusatzausgleich“ Unterpunkt 5.2.1 „Baumbi-
lanz“  
Die Ausführungen zu dem gefällten Alleebaum sind 
nicht richtig. Dieser ist als besonders geschütztes Bio-
top gemäß § 30 BNatSchG i.V. mit § 21 LNatschG zu 
beurteilen und nicht dem Schutz der Baumschutzver-
ordnung zu zuordnen. 
Auch in der Tabelle 5 ist der Alleebaum gesondert zu 
kennzeichnen.  

Der Stellungnahme wird gefolgt.  
Die Ausführungen zum gefällten Alleebaum werden 
angepasst und die Tabelle 5 entsprechend ergänzt. 
Der Alleebaum wird dort gesondert gekennzeichnet.  

Punkt 5.3 „Bilanzierung des Ausgleichsbedarfs für ge-
setzlich geschützte Flächen“, S. 48 Im gesamten Text 
wechselt die Angabe zum Knickverlust zwischen 80m 
und 90 m dies ist zu korrigieren und in der Bilanzierung 
klarzustellen. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Abstimmungsgemäß wird der gesamte Knick ein-
schließlich der bereits vorgeschädigten Bereiche mit 
einer Länge von insgesamt 140 m in die Bilanzierung 
eingestellt und entsprechend ausgeglichen. 

Kapitel 6 „Grünordnerische Festsetzungen“, ab S. 50  
Punkt 6.1 „Anpflanzungsgebote (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a 
BauGB)“ 
Unterpunkt 6.1.2: Es sind hier die Auflagen aus der Be-
freiung vom 31.01.2024 aufzunehmen. 

Der Stellungnahme wird gefolgt.  
Die Auflagen aus der Befreiung vom 31.01.2024 wer-
den in dem GOF ergänzt.  

Unterpunkt 6.1.3: Es sind alle geplanten Bäume auf 
der Stellplatzfläche festzusetzen um hier eine Eingrü-
nung und eine klimaverträglich beschattet Fläche zu 
schaffen. 

Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. 
Die Dimensionierung der zur Bebauung ausgewiese-
nen Flächen lässt eine vollständige Pflanzung der 
Bäume innerhalb der Stellplatzanlage nicht zu. Im 
Rahmen der Abwägung wurde daher zugunsten ei-
ner freien Verteilung der Bäume auf dem Grundstück 
davon abgesehen, die Gewerbegebietsfläche weiter 
in Richtung der freien Landschaft zu erweitern. Zur 
Berücksichtigung der vorgetragenen Belange wird 
festgelegt, dass die Hälfte der Bäume unmittelbar 
zwischen den Stellplätzen zu pflanzen ist. 

Unterpunkt 6.1.4: Der Begriff Substrat ist durch den 
Begriff Baumgrubensubstrat zu ersetzen. Als Mindest-
größe für den durchwurzelbaren Raum sind 36 m2 (ge-
mäß FFL-Vor- gaben) vorzusehen. 
Als Festsetzungsvorschlag ist folgende Formulierung 
zu verwenden: 
„Die Baumpflanzgruben für die neu zu pflanzenden 
Bäume sind mit mindestens 36 m3 durchwurzelbarem 
Raum mit geeignetem anstehenden Boden, bei Nicht-
eignung mit geeignetem Baumgrubensubstrat, und ei-
ner offenen Vegetationsfläche von mindestens 12 m2 
herzustellen und zu begrünen.“ 

Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt.  
Die verwendete Begrifflichkeit wird angepasst. Die 
FLL-Empfehlungen für Baumpflanzungen, Teil 2, 2. 
Ausgabe 2010, sehen eine Mindestgröße von 12 m3 
vor. In der Festsetzung wird diese Mindestgröße auf 
20 m3 erhöht, um den Anforderungen an eine gute 
Etablierung des Anwuchses sowie an eine gesunde 
Jugendentwicklung der Bäume Rechnung zu tragen.  
 

Unterpunkt 6.1.5: Hier muss der Text folgendermaßen 
lauten „Geschützte Bäume sind dauerhaft in ihrem na-
türlichen Habitus zu erhalten und fachgerecht zu pfle-
gen“. Im Weiteren sind auch Maßnahmen zum Schutz 
der knickartigen Gehölzstruktur und der gesetzlich ge-
schützten Knicks vorzusehen. 

Der Stellungnahme wird gefolgt.  
Die Formulierung wird in die Festsetzung integriert. 
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Unterpunkt 6.1.7: Hecken im Kronentraufbereich der 
Alleebäume sind nicht zulässig, da sie eine Beeinträch-
tigung des Biotops darstellen und werden daher von 
der UNB abgelehnt. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Die vorgesehene Hecke entfällt zugunsten einer Fas-
sadenbegrünung, sodass eine Beeinträchtigung des 
geschützten Biotops vermieden wird.  

Unterpunkt 6.1.8 und 6.1.9: Die Angabe der Prozent-
zahl ist um die m2-Angabe zu ergänzen (s. Anmerkung 
zur Bilanzierung). 

Der Stellungnahme wird gefolgt.  
Die Angaben der Prozentzahl in Unterpunkt 6.1.8 
und 6.1.9 wird durch die m2-Angabe ergänzt. 

Punkt 6.3 „Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Natur und Landschaft „, S. 52 
Unterpunkt 6.3.1: Dieser Festsetzungsvorschlag ist 
nicht auf der B-Planzeichnung enthalten. Die Aufstel-
lung des Zaunes ist dauerhaft vorzusehen und nicht 
nur während der Baumaßnahmen. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Die Festsetzung ist im GOF entsprechend formuliert 
und wurde in den Bebauungsplan übernommen.  
 

Unterpunkt 6.3.2: Bisher gibt es nur ein Baumgutach-
ten mit einer Ausweisung einer „Baumschutzzone“ für 
die Bäume auf dem nördlichen Knick, der als „knickar-
tige Struktur mit Überhältern“ zum Erhalt festgesetzt 
ist. Zum Schutz der Alleebäume (Biotop) wird nur eine 
Aussage zur neuen Betriebszufahrt getroffen. Für die 
Alleebäume sind ebenfalls ausreichende Schutzmaß-
nahmen vorzusehen. 

Der Stellungnahme wird gefolgt.  
Die Alleebäume werden grundstücksseitig mit einer 
nicht bebaubaren Grünfläche geschützt und aus-
drücklich in die Festsetzung zum Gehölzschutz ein-
bezogen. 

Unterpunkt 6.3.3: Es sind hier die Aussagen zu den 
Knicks und der Grünlandfläche zu trennen. Der Hin-
weis auf das BNatSchG soll entfallen.  
Allgemein sind Aussagen zum Erhalt, zur Pflege und 
beim Abgang von Ersatzpflanzungen in Anlehnung an 
die Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz 
festzusetzen.  
Während der Baumaßnahmen ist zwingend eine ökolo-
gische Baubegleitung (insbesondere Baumschutz) fest-
zusetzen. Dies ist als Hinweis in den textlichen Fest-
setzungen des Bebauungsplanes zu ergänzen.  
Ansprechpartner*in: Petra Harmeling, Telefon 3760  

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.  
Eine weitergehende Anpassung von Unterpunkt 
6.3.3 erfolgt nicht. Der Knick wird entsprechend den 
einschlägigen Durchführungsbestimmungen aus dem 
Knickschutz entlassen und entsprechend ausgegli-
chen. Die verbleibenden Gehölze sind bereits zum 
dauerhaften Erhalt festgesetzt. 
Es wird ein Hinweis in die Begründung aufgenom-
men, dass eine ökologische Baubegleitung/Umwelt-
baubegleitung durchgeführt werden muss. 

Thema Artenschutz:  
Die artenschutzrechtliche Bewertung des BPlan-Vorha-
bens liegt nur als Entwurf vor und ist datiert auf den 
05.10.2022 (Bioplan PartG, „Bebauungsplan Nr. 1041 
der Stadt Kiel „Brauner Berg“ (1. Entwurf) Berücksichti-
gung der zentralen Vorschriften des besonderen Arten-
schutzes nach § 44 Abs. 1 BNatSchG auf Grundlage 
einer erweiterten Potenzialanalyse“).  
Ggf. behandelt die artenschutzrechtliche Bewertung 
bzw. das Artenschutz-Gutachten nicht den aktuellen 
Stand des BPlan-Vorhabens. Die artenschutzrechtliche 
Bewertung bzw. das Artenschutz-Gutachten ist zu ak-
tualisieren, dabei ist der aktuelle Planstand im Hinblick 
auf seine artenschutzrechtlich relevanten Wirkungen 
zu bewerten.  
Insgesamt erscheint der Entwurf des Artenschutz-Gut-
achtens (Stand 05.10.2022) inhaltlich schlüssig und 
nachvollziehbar. Es sind jedoch einige Fehler vorhan-
den und teilweise sind Konkretisierungen erforderlich. 
Beispielsweise:  

• Der (Jagd-) Fasan (Phasianus colchicus) wird 
als nicht besonders geschützte Art beschrie-
ben, das ist falsch; auch der (Jagd-) Fasan ist 
gesetzl. `besonders ́ geschützt nach 
BNatSchG.  

• Bei den Fledermaus-Arten sind inkl. der Teich-
fledermaus insg. 9 Arten zu berücksichtigen; 

 
 
 
 
 
 
Der Stellungnahme wird gefolgt.  
Der Artenschutzfachbeitrag wurde aktualisiert. Dabei 
wurde der aktuelle Stand des Bebauungsplanvorha-
bens berücksichtigt und hinsichtlich seiner arten-
schutzrechtlich relevanten Wirkungen bewertet. Er-
forderliche Korrekturen und Konkretisierungen wur-
den in die Unterlagen eingearbeitet. 
 
 
 

 

 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
 
 
 
Der Stellungnahme wird gefolgt.  
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an mind. 1 Stelle werden nur 8 Arten, ohne die 
Teichfledermaus, behandelt.  

• Der Konflikt des Vogelschlags an größeren 
Glaselementen wird nicht behandelt. (Anmer-
kung: Die u.a. im GOF genannte Maßnahme 
für Glasflächen schon ab 1,5qm erscheint im 
vorliegenden Fall zu restriktiv.)  

• Weiteres.  
Die Überarbeitung/Finalisierung des Artenschutz-Gut-
achtens sollte frühzeitig mit der UNB/Artenschutz ab-
gestimmt werden. Wenn dann das finale Artenschutz-
Gutachten vorliegt, sind die Inhalte, insbesondere die 
Maßnahmen zur Vermeidung der artenschutzrechtli-
chen Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG, 
inhaltsgleich in den GOF und die weiteren Plan-Unter-
lagen inkl. Planzeichnung zu überführen.  
Wo dies möglich ist, sind Maßnahmen zur Vermei-
dung/Bewältigung artenschutzrechtlicher Verbote/Kon-
flikte als Festsetzungen aufzunehmen. Maßnahmen, 
die nicht als Festsetzungen aufgenommen werden 
können, bspw. Handlungsanweisungen wie Bauzeiten-
fenster, sind als Hinweise aufzunehmen.  
Ansprechpartner: Christoph Stolle, Tel. 3740 ergänzen. 

 

 

Der Stellungnahme wird gefolgt.  
Nach Abstimmung werden für die lokale Situation 3 
m2 als Minimum festgelegt. Dadurch wird einerseits 
der teilweise vorhandenen Spiegelung von Vegeta-
tion in Glaselementen und anderseits der ökologi-
schen Bedeutung des Vogellebensraumes Rechnung 
getragen.  

Stellungnahme aus Sicht des Immissionsschutzes 
(18.2.2)  
Die Anmerkungen aus der Ämterbeteiligung aus 
06/2024 wurden vollständig übernommen. 
Ergänzende Anmerkungen zur Begründung 
4.3.12, S. 53, Lärmschutz, 3. Absatz: 
Aus diesem Grunde wurde für das Plangebiet im Juni 
2024 eine schalltechnische Untersuchung vom Ingeni-
eurbüro Müller-BBM Industry Solutions GmbH erarbei-
tet.  
4.3.12, S. 54, 
Legende Abbildung: Quelle: Müller-BBM 2024  
Vorletzter Absatz: 
LFU durch LfU ersetzen  
4.3.12, S. 63, 
Legende Abbildung: Quelle: Müller-BBM 2024  

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Die Begründung wird entsprechend angepasst. 
 

Ergänzende Anmerkungen zur Planzeichnung 
Die Grenzen der TF1 und TF2 sind nicht erkennbar 
bzw. fehlen.  
Textliche Festsetzungen (7) Immissionsschutz: 
(2) Tabellen- und Spaltenbeschreibung: LEK, zus tags 
und nachts 
(„EK, zus tags“ und „EK, zus nachts“ bitte kleinge-
schrieben und tiefgestellt)  
Textliche Festsetzungen (8) Örtliche Bauvorschriften: 
Eventuell sollten Leuchtwerbeanlagen mit Blink- und 
Wechselwerbung sowie bewegliche Werbeanlagen als 
Ergänzung zu den Festsetzungen für Werbeanlagen 
ausgeschlossen werden.  
Ansprechpartner*in: Klaus-Peter Juhl Tel. 3792 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Die Grenze wird ergänzt. 
 
Die textliche Festsetzung wird entsprechend redakti-
onell angepasst. 
 
 
Die örtliche Bauvorschrift wird ergänzt. 

Stellungnahme aus Sicht des Klimaschutzes (18.3)  
Das Plangebiet Bebauungsplan Nr. 1041 „Brauner 
Berg“ liegt gemäß der kommunalen Wärmeplanung in 
einem dezentralen Versorgungsbereich, ein Anschluss 
an ein Wärmenetz ist demnach nicht möglich. Am 10. 
Juli 2024 fand ein Gesprächstermin zur verpflichtenden 
Erstellung eines Energieversorgungskonzeptes statt. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Bzgl. der Stellungnahme ist eine Abstimmung mit der 
Abteilung 18.3 Klimaschutz erfolgt. Das Energiever-
sorgungskonzept wurde der Abteilung vorgelegt und 
gilt als abgestimmt, es sind weder Anpassungen am 
Konzept noch an den Festsetzungen vorzunehmen. 
Die Erläuterungen aus dem 
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Dieses Konzept wurde bisher noch nicht vorgelegt. 
Das Energieversorgungskonzept muss Aussagen dazu 
treffen, wie der zukünftige Wärmebedarf (Heizwärme 
und Prozesswärme) durch erneuerbare Energien ge-
deckt werden soll. Das fertige Energieversorgungskon-
zept muss spätestens zum Entwurfsbeschluss vorlie-
gen.  
Das Energieversorgungskonzept muss auch Aussagen 
zu der solaren Nutzung der Dächer enthalten. Sofern 
die Dächer als geeignet eingestuft werden, sollte die 
solare Nutzung nachfolgendem Muster festgesetzt wer-
den:  
Festsetzungen zur Nutzung der solaren Strahlungs-
energie, insbesondere durch Photovoltaik nach § 9 
Abs. 1 Nr. 23 b BauGB (Solarfestsetzung) in Kombina-
tion mit Dachbegrünung:  

1. Dächer sind auf einer Fläche von XX % der 
Dachfläche mit einem mindestens 12 cm im 
Mittel starken, durchwurzelbaren Substratauf-
bau dauerhaft und flächendeckend zu begrü-
nen. Für die Dachbegrünung ist eine Saatgut-
mischung mit Blumen 50% und 50 % Gräser 
(z.B. von Rieger-Hoffmann Nr. 18) zu verwen-
den.  

2. Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsener-
gie sind auf mind. XX % der geeigneten Dach-
fläche auszuführen (Solarmindestfläche). Wer-
den auf einem Dach Solarwärmekollektoren in-
stalliert, so kann die hiervon beanspruchte Flä-
che auf die zu realisierende Solarmindest-
fläche angerechnet werden.  

3. Dachbegrünung und Photovoltaikanlage sind 
möglichst nebeneinander auszuführen. Wenn 
ein kombiniertes Solargründach errichtet wird, 
sind die Photovoltaikanlagen aufgeständert 
und mind. 30 cm über der Dachbegrünung zu 
installieren.  

4. Technische Aufbauten zur Wartung, Belich-
tung, Be- und Entlüftung, zur Brandschutzsi-
cherung, der Auflast für Windsogsicherung 
oder sonstige zwingend notwendige techni-
schen Anlagen zählen nicht zu der geeigneten 
Dachfläche für Dachbegrünung oder Solarnut-
zung. Diese technischen Aufbauten sind so 
auszuführen, dass sie möglichst wenig Fläche 
beanspruchen und eine Verschattung der po-
tentiellen Solarfläche vermieden wird.  

Ansprechpartner*in: Anna Muche Tel. 3786  
 

Energieversorgungskonzept werden in die Begrün-
dung des Bebauungsplanes übernommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Weitere Anmerkungen:  
Umweltbericht: 
siehe separate Anlage mit Kommentaren; sowie Ab-
gleich und Aktualisierung nach Überarbeitung der o.g. 
Gutachten (A-RW1, GOF und Artenschutzfachbeitrag) 
sowie Einarbeitung ergänzender Festsetzungen/Hin-
weise  
Städtebaulicher Vertrag: 
An mehreren Stellen wird auf die Behandlung von Stel-
lungnahmen/Hinweisen im Städtebaulichen Vertrag 
hingewiesen. Wir bitten um frühzeitige Beteiligung zur 
Erstellung dieses Vertrags.  

 
Der Stellungnahme wird gefolgt.  
Die Anmerkungen im Umweltbericht wurden eingear-
beitet.  
 
 
Es wird auf die Erstellung eines städtebaulichen Ver-
trages verzichtet. Entsprechende Regelungen wer-
den daher entweder als Festsetzung oder Hinweis in 
den Bebauungsplan aufgenommen. Die ver-
pflichtende Installation von PV-Anlagen ist bereits 
über § 26 Abs. 1 Energiewende- und 



 
17 

Klimaschutzgesetz Schleswig-Holstein (EWKG) ge-
regelt, weshalb keine weitere Regelung im B-Plan 
notwendig ist. 
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BUND-Kreisgruppe Kiel, 

Stellungnahme vom 25.07.2025 

Die Kreisgruppe erkennt die erheblichen Bemühungen 
seitens der Stadt Kiel an, das Landschaftsbild Brauner 
Berg und den Naturraum im Rahmen des Bebauungs-
plans möglichst zu erhalten bzw. zu sichern. 
Folglich gibt es nur 2 Anmerkungen unsererseits zum 
Vorentwurf: 
(1) Die neu zu schaffende Stellplatzzahl für die Mitar-

beiterinnen auf dem Gelände erscheint sehr hoch. 
Auch wenn die Vorgaben für die Stellplätze eine 
möglichst große Umweltverträglichkeit aufzeigen, 
bleibt die Teilversiegelung. Hier stellt sich uns die 
Frage, ob seitens der Stadt bei großen Arbeitge-
bern proaktiv eine Verbesserung der ÖPNV-An-
bindung, u.U. Schichtendebezogen in Aussicht 
gestellt werden kann, um hier zu einer Verringe-
rung des MIV im Sinne der Klimaschutzziele der 
Stadt Kiel zu kommen? 

 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Die notwendige Anzahl an PKW-Stellplätzen, welche 
im Zuge der Erstellung des Mobilitätskonzeptes (LO-
GOS) ermittelt wurde, entspricht den Anforderungen 
der Kieler Richtlinientabelle für den Mindestbedarf an 
KFZ-Stellplätzen und Fahrradstellplätzen. 
Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens be-
steht die Möglichkeit, durch den begründeten Nach-
weis eines geringeren Stellplatzbedarfs die aktuell 
kalkulierte Anzahl entsprechend zu reduzieren. 
Eine Anpassung der ÖPNV-Anbindung ist im Zusam-
menhang mit dem Bebauungsplanverfahren nicht 
vorgesehen. 

(2) Die östlichen Teile des Gebietes bleiben als Flä-
chen für Schutz und Pflege und Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft festgesetzt. Uns 
stellt sich die Frage, ob die Möglichkeit bestünde, 
das nahe LSG Zwischen Heischer Tal und Schil-
kseer Steilküste über das Kleingartengebiet bis 
zur Grenze des Gewerbegebietes auszuweiten 
um insbesondere damit den Schutz des Oberflä-
chenprofils und Naturraumes sicherzustellen 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
Es besteht kein konkretes Planungserfordernis, das 
Landschaftsschutzgebiet auszuweiten bzw. besteht 
kein Zusammenhang zur vorliegenden Planung. 

 
 
 
 

2. Unterrichtungstermin im Rahmen der Ortsbeiratssitzung Pries/Friedrichsort, 
03.07.2024 

Die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung wurden 
im Rahmen der Ortsbeiratssitzung Pries/Friedrichsort 
am 03.07.2024 der Öffentlichkeit vorgestellt. 

 

 
3. Private Person A, 09.07.2024 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister,  
Sehr geehrte Damen und Herren des Bauamtes der 
Stadt Kiel,  
 
am Mittwoch, 3. Juli 2024, erfuhr ich auf der Ortsbei-
ratssitzung von Friedrichsort (24159 Kiel), dass die 
Firma Sauer ihre Produktion am Braunen Berg in Fried-
richsort expandieren, und hierfür das hinter der Firma 
angrenzende Land mit weiteren Produktionshallen be-
bauen will. Das dies so sein muss, wurde gleich von 
mehreren Anwesenden der zu Sauer gehörenden 
Firma inkl. Mitarbeiter ihrer Stadt erläutert. 
So – here is my thougth:  
Auch wenn Wirtschaft, Produktion, Schaffung neuer Ar-
beitsplätze wichtig sind, so ist in Anbetracht der dafür 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Eine Erweiterung der Produktionshallen innerhalb des 
südlich gelegenen Gewerbegebietes „StrandOrt“ ist 
betrieblich aus logistischen Gründen nicht möglich. 
Die mittig laufende Straße „Brauner Berg“ stellt eine 
physische Barriere dar, die die potenziellen zwei 
Grundstücke zerschneiden und einen reibungslosen 
Betriebsablauf mit kurzen Wegen verhindern würde.  
Das alleinige Verlegen der Stellplätze auf dem Be-
standsgrundstück würde nicht ausreichend Platz bie-
ten, um die Hallen in ihrer benötigten Größe unterzu-
bringen. Der Neubau der Hallen generiert weitere zu 
schaffende Stellplätze, die im Rahmen des Bauge-
nehmigungsverfahrens nachzuweisen sind. Die 
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direkt gegenüber liegenden bereits existierenden Ge-
werbegebietsflächen absolut kein Grund (!!!), das hinter 
der Firma Sauer liegende Naturgrünfläche & Naherhoh-
lungsgebiet der Friedrichsorter zu bebauen. Selbiges 
Gebiet geht nahtlos in das weiter unten am Strand 
(beim Klettergarten) liegende Naturschutzgebiet über. 
Der Weg, Brauner Berg, dient täglich und das ganze 
Jahr über (!!!) sehr vielen Menschen, Spaziergängern, 
Joggern, Wanderern, Radfahrern als Naherhohlungs-
Wanderweg-Strecke!!! In Anbetracht unserer weltwei-
ten extrem angespannten Natur-, Umwelt- und Klima-
problematik ist ein Fortschreiben wie bisher von Seiten 
der Industrie & Wirtschaft nicht mehr gerechtfertigt! 
Der Schutz von Natur, von zusammenhängenden Nah-
erhohlungs- Naturflächen muss groß geschrieben wer-
den, auch für die zukünftige Generationen! 
 
 Die Natur klagt an! 
 Natur hat eine Stimme: 
 Petition For the Rights of  
 Future Generations! 
 (Jaques Consteau, 1978!) 
 
Bevor weitere Naturflächen zerstückelt, zerschlagen 
und bebaut werden, sollte sich gefragt werden: Welche 
anderen Möglichkeiten gibt es? 
Nun, in diesem Fall, vis a vis, genau gegenüber an der-
selben Straße (!!!) von Firma Sauers! Industrie und 
Wirtschaft haben über 200 Jahre lang Raubbau an Na-
tur & Umwelt betrieben, es wird Zeit, dass sie nun für 
die diese endlich Kompromisse einzugehen bereit sind! 
Zugunsten der Natur & der kommenden Generation. 
Alleine das Verlegen der Parkplätze verschafft der 
Firma Sauer auf ihrem jetzigen Gelände den Platz für 
mindestens zwei weitere Hallen! 
 
Es gibt keinen Grund, dieses für Friedrichsort so male-
risch schöne Natur – Naherholungsgebiet zu zerschla-
gen! 
Denken Sie Bitte bei Ihrem Entschluss auch an das 
Buch von Dr. Eckard v. Hirschhausen, „Mensch Erde, 
wir könnten es so schön haben!“ 
 
Und daran, dass die Stadt Kiel an diesem Fallbeispiel 
auch Farbe bekennt: 
 
 Die Natur & die Bürger & ihre Kinder zu schüt-
zen! (=die Zukunft) 
 
Gez. Nicola S. Wolf,  Mutter von 4 erwachsenen Kin-
dern 
Dieselweg 4 
24159 Kiel 
 
 
P.S.: Wenn eine Firma mit Abwanderung droht, weil 
man sie bittet, Wege zu finden, welche die Natur- und 
Umwelt schützend sind, so soll sie ruhig gehen. Es gibt 
es andere Firmen, die sich einvernehmlich neu ansie-
deln werden! 

Unterbringung von Hallen sowie weiterer Stellplätze 
ist schlicht weg unmöglich aufgrund des bereits eng 
zugeschnittenen Grundstücks. 
Im Rahmen des Bebauungsplanes werden mehrere 
Festsetzungen für Maßnahmen zum Klimaschutz ge-
troffen, um die Eingriffe in die Schutzgüter Boden, Flä-
che, Flora, Arten und Lebensgemeinschaften sowie 
Landschaftsbild zu minimieren bzw. auszugleichen.  
Es wird ein Gründach auf den Hallen der Neubauten 
sowie eine Aufwertung der Grünlandfläche zu meso-
philem Grünland durch Extensivierung festgesetzt. 
Zusätzlich wird planintern dem Ausgleichserfordernis 
durch die Anpflanzung von 11 Obstbäumen auf der 
östlichen Grünlandfläche und der Anpflanzung von 
Solitärbäumen im Stellplatzbereich Rechnung getra-
gen. Der entfallende Allee-Baum wird am selben Ort 
durch die Neupflanzung eines Baums ersetzt. Darüber 
hinaus werden planextern 2.941 qm Grundausgleich 
sowie 80 m Knickausgleich geleistet.  
 

 
 
 


